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1. (1)Sofern Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder Einzelvereinbarungen, die vor Inkrafttreten dieses

Bundesgesetzes abgeschlossen wurden, nicht anderes bestimmen, kann der Arbeitgeber den Erwerb künftiger

Anwartschaften nur dann einstellen (Widerruf), wenn

1. 1.dies in Normen der kollektiven Rechtsgestaltung vorgesehen ist oder schriftlich vereinbart wurde,

2. 2.sich die wirtschaftliche Lage des Unternehmens nachhaltig so wesentlich verschlechtert, daß die

Aufrechterhaltung der zugesagten Leistung eine Gefährdung des Weiterbestandes des Unternehmens zur

Folge hätte und

3. 3.in Betrieben, in denen ein zuständiger Betriebsrat besteht, mindestens drei Monate vor dem Einstellen des

Erwerbs künftiger Anwartschaften eine Beratung mit diesem Betriebsrat erfolgt ist. Zu dieser Beratung kann

der Betriebsrat eine fachkundige Person beiziehen, die über alle ihr bekannt gewordenen Geschäfts- und

Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren hat.

2. (2)Dem Arbeitnehmer bleibt die seit Erteilung der Leistungszusage bis zum Widerruf erworbene Anwartschaft

erhalten, wenn seit der Erteilung der Leistungszusage drei Jahre vergangen sind.

3. (3)Bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Leistungsberechtigte einen Anspruch aus der im Zeitpunkt des Widerrufs

beitragsfrei gestellten Anwartschaft (gemäß § 7 Abs. 2a und 2b), wobei eine allfällig vertraglich vereinbarte

Valorisierung erst ab Eintritt des Leistungsfalles erfolgt.

4. (4)Hat der Arbeitnehmer für den Erwerb einer Anwartschaft eigene Zahlungen geleistet, so werden diese

Zahlungen einschließlich der darauf entfallenden Verzinsung durch den Rechnungszinsfuß in der Höhe von 6%

jedenfalls unverfallbar und sind ihm auf Verlangen nach Widerruf zurückzuzahlen.

5. (5)Sofern der Unverfallbarkeitsbetrag ungeachtet allfälliger Anteile aus eigenen Zahlungen des Arbeitnehmers im

Zeitpunkt des Widerrufs den sich aus § 1 Abs. 2 und 2a PKG jeweils ergebenden Betrag nicht übersteigt, kann der

Arbeitnehmer abgefunden werden; über sein Verlangen ist er abzufinden.

6. (6)Sofern Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder Einzelvereinbarungen, die vor Inkrafttreten dieses

Bundesgesetzes abgeschlossen wurden, nicht anderes bestimmen, kann der Arbeitgeber den Erwerb künftiger

Anwartschaften nur dann und so lange aussetzen oder einschränken, als

1. 1.dies in Normen der kollektiven Rechtsgestaltung vorgesehen ist oder schriftlich vereinbart wurde,

2. 2.zwingende wirtschaftliche Gründe vorliegen und

3. 3.in Betrieben, in denen ein zuständiger Betriebsrat besteht, mindestens drei Monate vor dem Aussetzen

oder Einschränken des Erwerbs künftiger Anwartschaften eine Beratung mit diesem Betriebsrat erfolgt ist.

Zu dieser Beratung kann der Betriebsrat eine fachkundige Person beiziehen, die über alle ihr bekannt

gewordenen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewahren hat.

7. (7)Setzt der Arbeitgeber den künftigen Erwerb von Anwartschaften aus oder schränkt er ihn ein, so kann der

Arbeitnehmer für denselben Zeitraum seine Beiträge aussetzen oder im selben Ausmaß einschränken.

8. (8)Durch das Aussetzen oder Einschränken des Erwerbs künftiger Anwartschaften wird der Ablauf der

Unverfallbarkeitsfrist (Abs. 2) nicht berührt.
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